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Energiewende- und Nachhaltigkeitstage

Aus dem Inhalt

Förderprogramme für
energetische Sanierung
Die energetische Sanierung von Be-
standsgebäuden leisten einen wich-
tigen Beitrag zum Klimaschutz.
Doch liegt die Sanierungsrate bei
nur einem Prozent pro Jahr. Neue
Klimaschutzvorgaben und Bundes-
und Landesprogramme bringen
nun Rückenwind. Seite 4

Umbau der
Wärmeversorgung
Bis Ende 2023 haben die 103 größten
Kommunen im Land Zeit, die künf-
tige Wärmeversorgung vor Ort zu
planen. Ziel ist ein klimaneutraler
Gebäudebestand bis 2050. Der Wär-
meplan soll aufzeigen, wo neue
Wärmenetze Sinn machen. Seite 6

Wasserstoff als Beitrag
zur Klimaneutralität
Grüner Wasserstoff kann dazu bei-
tragen, dass auch die Stahlindustrie,
die chemische Industrie, der Flug-
verkehr und die Schifffahrt klima-
neutral werden können. Das Land
investiert in die Wasserstoffwirt-
schaft. Seite 7

Neue Gebäude müssen
künftig Strom erzeugen
Das Klimaschutzgesetz beinhaltet
eine Photovoltaik-Pflicht für neue
Bürogebäude und Lagerhallen. Mit
der nun in den Landtag eingebrach-
ten Novelle soll diese Pflicht auch
auf neue Wohngebäude ausgewei-
tet werden. Seite 9

Anpassung an den
Klimawandel
Der Klimawandel vollzieht sich in
Baden-Württemberg schneller als
bislang erwartet, wie die jüngsten
Berechnungen und Klimamodelle
zeigen. Das Land will deshalb be-
reits bis zum Jahr 2040 klimaneutral
werden. Außerdem müssen sich
Kommunen auf Starkregenereignis-
se ebenso wie auf mehr Hitzetage
vorbereiten. Seite 14

Erneuerbare Energien sind nachhaltig und zugleich ein wichtiger Baustein der Energiewende. FOTO: DPA/UDO HERRMAN

Energiewende und Nachhaltigkeit

Was der Einzelne zum
Klimaschutz beitragen kann
„Wir sind Energie“ lautet das Motto der Energiewendetage. „Jede Tat zählt“
heißt es bei den Nachhaltigkeitstagen. Um das dritte Septemberwochenen-
de herum lädt das Umweltministerium Kommunen, Verbände, Unterneh-
men, Vereine und Bürger ein, sich mit Ideen, Projekten, Veranstaltungen
und Aktionen zu beteiligen.

Von Stefanie Schlüter

STUTTGART. Das Motto der Energie-
wendetage macht ebenso wie das der
Nachhaltigkeitstage deutlich: Bei Kli-
maschutz und Energiewende kommt
es auf jeden Einzelnen an. „Jede Klima-
schutzmaßnahme im privaten, im un-
ternehmerischen oder im öffentlichen
Bereich ist wichtig und hilft, Baden-
Württemberg bis 2040 klimaneutral zu
machen“, sagt Umweltministerin The-
kla Walker (Grüne).

Was in Sachen Energiewende und
Nachhaltigkeit alles möglich ist, wer-

den auch in diesem Jahr wieder zahl-
reiche Beispiele zeigen. Ergänzt wer-
den die Vor-Ort-Aktionen erstmals
auch durch ein digitales Veranstal-
tungsprogramm.

Welche Möglichkeiten es gibt, Treib-
hausgase einzusparen, zeigt beispiels-
weise auch das Energie-Sparbüchle. 16
Sparmöglichkeiten im Bereich Ener-
gie, Ernährung, Mobilität und Konsum
machen deutlich, wie viel jeder Einzel-
ne im privaten Bereich sparen kann.
Aber es gibt auch die Möglichkeit, sich

real oder virtuell über Photovoltaik zu
informieren, Einblicke in das Fahren
mit E-Autos zu erhalten und zu erfah-
ren, welchen Beitrag E-Bikes für die
Energiewende leisten. Hausbesitzer
erfahren mehr über ihr Eigenheim aus
Klimaschutzsicht.

Energiesparen, der Ausbau von
Windkraft und Photovoltaik, der Auf-
bau von intelligenten Netzen und ein
Umsteuern in der Verkehrspolitik sind
ebenso wie die Wärmewende unver-
zichtbar angesichts der verschärften
Klimaziele in Bund und Land.

MEHR ZUM THEMA
Energiewendetage 2021:
https://www.energiewendetage-bw.de

Nachhaltigkeitstage 2021:
https://kurzelinks.de/Nachhaltigkeitstage



Die Landesregierung will die Windkraft im Land ausbauen, gerade auch im Wald. Bei St. Peter im Schwarzwald stehen bereits mehrere Windkraftanlagen. FOTOS: PLATTFORM EE BW/A. JUNG/ UMWELTMINISTERIUM/REGENSCHEIT

Interview: Energiewende

„Wir brauchen eine andere Haltung
gegenüber der Windkraft“

Baden-Württemberg will bis 2040 kli-
maneutral werden. Das Ziel ist ambi-
tioniert, wie Umweltministerin Thekla
Walker sagt. Um es zu erreichen, müs-
sen nicht allein erneuerbare Energien
ausgebaut werden. Auch im Verkehrs-
und im Wärmesektor stehen große Ver-
änderungen bevor.

Staatsanzeiger: Bis 2030 sollen im Ver-
gleich zu 1990 mindestens 65 Prozent
der Treibhausgase eingespart werden.
Bis 2040 will das Land klimaneutral
sein. Was bedeuten diese Ziele für den
Einzelnen?

Thekla Walker: Betrachtet man die ge-
samte Zeitspanne bis 2040, wird es
erhebliche Veränderungen für den
Einzelnen geben. Wenn wir das Kli-
maschutzziel erreichen wollen, müs-
sen wir beispielsweise anders mobil
sein als bisher. Das bedeutet, dass wir
bis 2040 Antriebstechnologien brau-
chen, die kein CO2 mehr produzie-
ren. Für den Einzelnen bedeutet das,
dass er entscheiden muss, ob er sich
bis dahin ein neues Auto, etwa ein
Elektroauto, kauft oder lieber auf das
Auto verzichtet und auf ein E-Bike
umsteigt oder mit dem Bus unter-
wegs ist. Auch im Gebäudesektor
nutzen wir noch sehr viel fossile

Energie. Das bedeutet für alle, die
Häuser besitzen, dass sie in den
nächsten Jahren Entscheidungen
treffen müssen, auf welche Art der
Wärmeversorgung sie künftig setzen
wollen ... Das sind zwei lebensnahe
Beispiele, die jeden betreffen.

Das sind nur noch 20 Jahre.
Ja, das ist ein ambitioniertes Ziel. Ins-
besondere wenn wir uns anschauen,
wie die Entwicklung in den vergange-
nen 30 Jahren verlaufen ist.

Das bedeutet aber sicher auch schmerz-
hafte Einschnitte für den Einzelnen.

Ich würde eher von Veränderungen
sprechen. Jeder kennt das Gefühl,
das man hat, wenn man etwas Altes
loslassen muss und etwas Neues be-
ginnt. Im ersten Moment spürt man
häufig einen Verlust und denkt: Ei-
gentlich war es doch gut so, wie es

war. Aber ich bin mir sicher, dass sich
die Vorteile schnell zeigen werden.
Eine dezentrale Energieversorgung,
die sauber, klimafreundlich und
langfristig kostengünstiger ist. Oder
neue Mobilitätsformen mit weniger
Verkehrslärm und schlechter Luft.

Was tun Sie selbst, um Ihren CO2-Fuß
abdruck zu verringern?

Ich bin tatsächlich selber auch mög-
lichst viel zu Fuß oder mit dem Rad
unterwegs. Und ansonsten passe ich
bei meiner Ernährung auf. Persön-
lich esse ich kein Fleisch, Milchpro-
dukte nur in Maßen. Ich achte auch
darauf, dass ich möglichst wenig
Flugreisen unternehme. Das gelingt
natürlich nicht immer. Das weiß ich
auch. Wir haben auch oft innerhalb
der Familie mit den Kinder Diskus-
sionen, wie wir etwas machen. Mein
einer Sohn ist Veganer und der ande-

Thekla Walker (Grüne),
Umweltministerin von
Baden-Württemberg
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re will auf jeden Fall Fleisch essen.
Bei mir zu Hause geht es bei diesen
Fragen sicher genauso heiß her wie in
vielen anderen Familien auch.

Das Land will den Ausbau der Windkraft
voranbringen. Was muss sich ändern?

Der wichtigste Schritt ist, dass wir
jetzt wirklich die Flächen mobilisiert
bekommen. Das ist bislang in Baden-
Württemberg nicht gelungen. Wir
haben nur 0,3 Prozent der Landesflä-
che als Potenzial oder schon in der
Nutzung für erneuerbare Energien.
Wir brauchen aber zwei Prozent.
Deswegen haben wir das auch als
Grundsatz der Raumordnung im
neuen Klimaschutzgesetz verankert.
Damit die Regionen, die idealerweise
dafür geeignet sind, solche Planun-
gen vornehmen und festlegen, wo
Windenergie- und Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen hinkommen und
wo Grünzüge entstehen sollen. Wenn
sie das nicht machen, werden sie sich
in Zukunft erklären müssen.

Aber die Flächenverfügbarkeit ist nicht
das einzige Problem, an dem der Wind-
kraftausbau scheitert.

Nein. Es kamen weitere Dinge hinzu.
So haben zum Beispiel die Ausschrei-
bungen auf Bundesebene die Süd-
länder stark benachteiligt. Deswegen
gibt es nun hoffentlich bald eine Süd-
quote, die mein Vorgänger noch mit
verhandelt hat. Zudem brauchen wir
eine andere Haltung gegenüber der
Windkraft.

Sie wollen mehr Windkraftanlagen im
Staatswald ermöglichen. Bürgerinitiati-
ven gegen Windräder und aufwendige
Prüfverfahren, etwa für den Artenschutz,
sorgen für Prüf- und Genehmigungsver-
fahren von fünf bis sieben Jahren. Wie
wollen Sie die beschleunigen?

Es wird sicher nicht einfach. In den
vergangenen Jahren haben sich im-
mer wieder Menschen gegen Wind-
kraftanlagen gewendet. Etwa aus
Angst vor Infraschall oder aus Grün-
den des Vogelschutzes. Die Verfah-
ren und Gutachten werden auch in
Zukunft anspruchsvoll sein. Aber wir
brauchen ein Energieanlagenbe-
schleunigungsgesetz auf Bundesebe-
ne. Die Stiftung Klimaneutralität hat
einen Vorschlag gemacht, wie man
emissionsschutzrechtliche Verfah-
ren und anderes verkürzen könnte.
Dazu gehören auch klare Abstands-
regeln zu bestimmten Vogelbrutstät-
ten und Horsten. Es ist völlig richtig,

Einwände gegen einen bestimmten
Windkraftstandort im Verfahren zu
prüfen. Aber einmal und nicht mehr-
fach.

Eines der Sorgenkinder bei der Energie-
wende ist der Wärmebereich. Welche
Chancen sehen Sie, eine nachhaltige
Wärmewende im Land umzusetzen?

Das geht nur mit einem Mix aus för-
dern und fordern. Auch im Gebäude-
bereich werden wir klare Vorgaben
brauchen, bis wann Gebäude im Be-
stand bestimmte Sanierungsstufen
erreicht haben müssen, gekoppelt mit
Förderprogrammen. Anders wird es
nicht funktionieren. Doch wir müssen
da vorankommen. Wir haben rund 40
Prozent CO2-Ausstoß durch Gebäude
in Baden-Württemberg.

Im Land sind Hausbesitzer über das Er-
neuerbare-Wärme-Gesetz bei einem
Heizungstausch zu einem Anteil an er-
neuerbaren Energien oder energetischen
Sanierungsmaßnahmen verpflichtet.

Das wird für die Ziele, die wir jetzt ha-
ben, nicht mehr ausreichen. Wir
brauchen auch auf Bundesebene ein
neues Gebäudeenergiegesetz mit
klaren Vorgaben. In Baden-Würt-
temberg fördern wir die Umstellung
auf eine neue Wärmeversorgung weg
von Öl und Gas durch die verpflich-
tende Wärmeplanung für Kommu-
nen ab einer bestimmten Größe. Die
ist wichtig, denn sie zeigt, was not-
wendig ist und geplant werden muss.
Auch für die Umsetzung der Pläne
wird ein Mix aus fördern und fordern
notwendig sein. Denn wir werden
beispielsweise den Ausbau der Wär-
menetze zum Teil fördern müssen.
Das wird sich aber letztendlich rech-
nen, denn wir werden so am Ende viel
CO2 einsparen. Aber am Anfang er-
fordert das auch große Investitionen.

In vielen Kommunen gibt es auch schon
Wärmenetze. Häufig vor allem in Neu-
baugebieten. Doch sind künftig nicht
gerade auch Altstädte, wo die Häuser
dicht an dicht stehen und häufig mit Gas
oder Öl geheizt wird, künftig auf so eine
Versorgung angewiesen?

Absolut. Gerade in Kernzonen von
Altstädten wird es mit Wärmepum-
pen nicht so einfach. Da muss man
schauen, wie man die Netze entspre-
chend ausbauen kann. Wichtig ist,
die Investitionen rechtzeitig zu pla-
nen. Denn der CO2-Preis wird auf je-

den Fall steigen. So ein Nahwärme-
anschluss rechnet sich dann auch.
Wir wollen künftig deshalb auch klei-
nere Kommunen finanziell unter-
stützen, sodass sie ebenfalls Wärme-
pläne erstellen können.

Die Energiewende ist auch unter dem
Aspekt Nachhaltigkeit ein wichtiges The-
ma. Was bedeutet Nachhaltigkeit für Sie?

Seit ich in der Politik bin, habe ich mir
manchmal gedacht: Nachhaltig ist ir-
gendwie alles. Aber faktisch sind es
drei Punkte, die von Bedeutung sind:
Es geht um die ökologische, die öko-
nomische und die soziale Frage in der
Nachhaltigkeit. So zu wirtschaften,

dass auch künftige Generationen
noch ausreichende Lebensgrundla-
gen finden und diese sich auch im-
mer wieder regenerieren können.
Ziel ist also eine Kreislaufwirtschaft,
die die Ökosysteme nicht schädigt,
sondern ihnen immer wieder die
Möglichkeit gibt, sich zu erholen.
Deswegen ist für mich die Ökologie
der Rahmen, in dem sich die Nach-
haltigkeit abspielt und in dem die
Fragen von sozialer Gerechtigkeit,
von Lieferketten und so weiter ge-
klärt werden müssen.

Das Gespräch führte
Stefanie Schlüter

„Auch im Gebäudebereich werden wir klare Vorga-
ben brauchen, bis wann Gebäude im Bestand be-
stimmte Sanierungsstufen erreicht haben müssen,
gekoppelt mit Förderprogrammen.“

Gerade im Gebäudebereich gibt es noch viele Möglichkeiten, Energie und CO2 einzusparen, etwa
durch eine energetische Sanierung und entsprechende Dämmung. FOTO: SCHMIDT



Wie muss ein Haus gedämmt sein, um möglichst wenig Energie zu verbrauchen? Solche Fragen können bei einer Energieberatung geklärt werden. FOTO: ZUKUNFT ALTBAU

Energetische Sanierung

Rückenwind durch neue
Förderprogramme und CO2-Preis
Die energetische Sanierung von Bestandsgebäuden leistet einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz. Doch dümpelt die Sanierungsrate mit jährlich nur
einem Prozent seit Jahren vor sich hin. Neue Klimaschutzvorgaben und
Bundes- und Landesprogramme bringen nun Rückenwind. Wichtig ist,
energetische Sanierungen möglichst ganzheitlich anzugehen.

Von Hans-Christoph Neidlein

neue Landesregierung auf ihre Klima-
relevanz prüfen“, heißt es weiter.

Um Bauen und Wohnen klima-
freundlicher zu machen und insbeson-
dere auch die energetische Sanierung
von Bestandsgebäuden voranzubrin-
gen, setzen nun Bund und Land auf ei-
nen Maßnahmenmix aus preislichen
und finanziellen Anreizen sowie Ord-
nungsrecht.

Zwei Drittel der Gebäude vor der ersten
Wärmeschutzverordnung errichtet

Die Herausforderungen sind jedenfalls
enorm, stammen doch laut Angaben
des Bundesumweltministeriums rund
zwei Drittel der Gebäude in Deutsch-
land noch aus der Zeit vor Inkrafttreten
der ersten Wärmeschutzverordnung
1977. Die energetische Sanierungsrate
von Gebäuden stagniert schon seit
Längerem bei nur einem Prozent jähr-

krete Minderungsziele fest. So müssen
die CO2-Emissionen im Gebäudesek-
tor von 118 Millionen Tonnen im Jahr
2020 auf 67 Millionen Tonnen in 2030
gesenkt werden (minus 57 Prozent).
Im Vergleich zu 1990 müssen die
Treibhausgasemissionen im Gebäu-
debereich um rund 67 Prozent redu-
ziert werden.

Ein ambitionierter Klimaschutz ist
auch zentrales Element des grün-
schwarzen Koalitionsvertrags in Ba-
den-Württemberg. Spätestens bis zum
Jahr 2040 soll der Südwesten „entlang
des 1,5-Grad-Ziels“ klimaneutral sein,
heißt es dort. Damit möchte man eine
Vorreiterrolle in Deutschland und Eu-
ropa im Klimaschutz einnehmen. Alle
finanzpolitischen Entscheidungen sol-
len daran gemessen werden, ob sie der
Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels und der
globalen Nachhaltigkeitsziele dienen.
„Auch die Förderprogramme wird die

Das neue Klimaschutzgesetz, das
der Deutsche Bundestag am 24. Juni
beschlossen hat, zieht nun die Schrau-
ben an. Mit dem novellierten Gesetz
wird das Treibhausgasminderungsziel
für das Jahr 2030 auf minus 65 Prozent
gegenüber 1990 angehoben. Bislang
galt ein Minderungsziel von minus 55
Prozent. Bis 2040 müssen die Treib-
hausgase um 88 Prozent gemindert
und bis 2045 Treibhausgasneutralität
verbindlich erreicht werden. Das Kli-
maschutzgesetz des Bundes legt bis
2030 für die einzelnen Sektoren kon-

STUTTGART. Die Auswirkungen des
Klimawandels werden immer offen-
sichtlicher, seien es Extremhochwas-
ser wie jüngst in Rheinland-Pfalz oder
Feuersbrünste wie diesen Sommer in
Südeuropa. Umso dringender ist es,
die CO2-Emissionen in allen Bereichen
zu senken, auch im Gebäudesektor.
Gebäude sind für etwa 14 Prozent des
CO2-Ausstoßes in Deutschland verant-
wortlich, wenn man weitere Emissio-
nen wie für die Herstellung von Strom,
Fernwärme oder von Baustoffen mit
einbezieht, beinahe für 30 Prozent.

https://www.dena.de/themen-projekte/energieeffizienz/gebaeude/?tx_rsmpageadds_listprojects%5B%40widget_0%5D%5BcurrentPage%5D=2&cHash=cbe8c4697ea360e0462bc604c5377b60
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw25-de-klimaschutzgesetz-846922
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw25-de-klimaschutzgesetz-846922
https://www.gruene-bw.de/wp-content/uploads/2021/05/Jetzt-fuer-morgen-Der-Erneuerungsvertrag-fuer-Baden-Wuerttemberg-gruen-schwarze-Koalition-2021-2026.pdf
https://www.gruene-bw.de/wp-content/uploads/2021/05/Jetzt-fuer-morgen-Der-Erneuerungsvertrag-fuer-Baden-Wuerttemberg-gruen-schwarze-Koalition-2021-2026.pdf
https://www.gruene-bw.de/wp-content/uploads/2021/05/Jetzt-fuer-morgen-Der-Erneuerungsvertrag-fuer-Baden-Wuerttemberg-gruen-schwarze-Koalition-2021-2026.pdf
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vorzubereiten. „Denn was nützt das
beste Fenster, wenn die Wärme durch
die Wand entschwindet oder Schim-
mel entsteht, weil Sie nicht ans passen-
de Lüftungskonzept gedacht haben“,
rät Hettler.

zielen und auch Nachhaltigkeitsaspek-
te zu beachten. Sprich: Dämmung
Fenster, Heizung, Lüftung und erneu-
erbare Energien gemeinsam im Blick
zu haben. „Jedes Haus ist ein komple-
xes System, bei dem Alles mit Allem zu-
sammenhängt“, unterstreicht Hettler.
Er empfiehlt, beispielsweise nicht nur
die Fenster auszutauschen, sondern
dann am besten auch gleich die Fassa-
de zu dämmen oder dies zumindest

für energieeffiziente Gebäude , die zum
1. Juli 2021 startete. Sie löst die bisheri-
gen Programme des Bundesamts für
Ausfuhrkontrolle und Wirtschaft und
der Förderbank KfW ab. Eigentümer
erhalten künftig bis zu 50 Prozent För-
derung für energetische Gesamtmaß-
nahmen. Doch auch einzelne Maß-
nahmen zur energetischen Sanierung
wie der Einbau von Wärmepumpen,
der Heizungstausch, Fassadendäm-
mung oder neue Fenster werden geför-
dert (siehe Infokasten).

In ihrem Koalitionsvertrag setzt die
Landesregierung auch auf eine energe-
tische Sanierungsoffensive für landes-
eigene Gebäude sowie auf eine klima-
freundliche Kreislaufwirtschaft im Be-
reich Baustoffe und den Erhalt von Be-
standsgebäuden. Am 1. Juli gab das
Land gemeinsam mit der L-Bank den
Startschuss für zwei neue Förderpro-
gramme für eine hochwertige energeti-
sche Gebäudesanierung (siehe Info-
kasten), die bestehende Landespro-
gramme ablöst.

Wichtig für Gebäude- und Woh-
nungseigentümer, die energetische Sa-
nierungsmaßnahmen angehen wol-
len, ist in jedem Fall eine umfassende,
unabhängige Beratung und die Erstel-
lung eines Sanierungsfahrplans, was
ebenfalls finanziell gefördert wird.
Empfehlenswert ist, eine Sanierung
möglichst ganzheitlich zu planen, um
maximale Energieeinsparungen zu er-

lich, was nach Ansicht von Experten
viel zu wenig ist.

Ein zentraler Anreiz, um nicht nur
erneuerbare Energien, sondern auch
Dämmungen und die energetische Sa-
nierung attraktiver zu machen, ist die
Anfang dieses Jahres gestartete
CO2-Bepreisung von fossilen Kraft-
und Brennstoffen in Höhe von 25 Euro
pro Tonne. Für einen Liter Heizöl zah-
len Hauseigentümer in diesem Jahr 7,9
Cent mehr. Dabei wird es nicht blei-
ben, denn in den kommenden Jahren
steigt die CO2-Bepreisung weiter an,
bis 2025 auf 55 Euro. Weitere Erhöhun-
gen sollen danach folgen.

CO2-Bepreisung ist zusätzlicher Grund
für eine energetische Sanierung

Hauseigentümer, die in einem
150-Quadratmeter-Haus mit einem
schlechten Energiestandard und rund
3000 Litern Heizölverbrauch pro Jahr
leben, müssen für den Zeitraum von
2021 bis 2025 Zusatzkosten von rund
1800 Euro einkalkulieren. „Die neue
CO2-Bepreisung ist ein Grund mehr für
eine energetische Sanierung“, sagt
Frank Hettler, Leiter von Zukunft Alt-
bau, einem vom Umweltministerium
Baden-Württemberg geförderten In-
formationsprogramm.

Die energetische Sanierung be-
schleunigen möchte auch die neue,
milliardenschwere Bundesförderung

MEHR ZUM THEMA
Zukunft Altbau:
https://www.zukunftaltbau.de

Fördermittel von Bund und Land
Die Bundesförderung für energieeffiziente
Gebäude (BEG) unterstützt eine breite Pa-
lette von Maßnahmen zur energetischen
Sanierung. Darunter den Einbau von Wär-
mepumpen, den Tausch alter Heizungen
gegen ein klimafreundliches Modell,
Dämmmaßnahmen an Fassaden, Dach-
oder Kellerdecken, neue Fenster sowie Lüf-
tungsanlagen inklusive Wärme- und Käl-
terückgewinnung, die Beratung und pla-
nerische Baubegleitung und energetische
Gesamtmaßnahmen. Für Einzelmaßnah-
men-Zuschüsse ist das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle zuständig. Für
Gesamtsanierungen und die Effizienzhaus-
Förderung ist die KfW zuständig.

Am 1. Juli 2021 starteten die zwei neuen
Förderprogramme des Umweltministeri-

ums Baden-Württemberg und der L-Bank
für eine hochwertige energetische Gebäu-
desanierung. Wohngebäudeeigentümer
erhalten im Rahmen des Programms
„Kombi-Darlehen Wohnen mit Klimaprä-
mie“ für Sanierungsmaßnahmen, die den
Effizienzhausstandards 55 oder 40 ent-
sprechen, eine Prämie von 2000 oder 4000
Euro. Unternehmen, die über das BEG ein
Darlehen oder einen Zuschuss beantragen,
erhalten über das Programm „Kombi-Dar-
lehen Mittelstand mit Klimaprämie“ für den
übrigen Finanzierungsbedarf einen Til-
gungszuschuss in Höhe von bis zu drei Pro-
zent aus Landesmitteln. Hilfe bei der Suche
nach den passenden Förderangeboten bie-
tet die Förderdatenbank.

https://www.foerderdatenbank.de

Mehr als 30 regionale
Energieagenturen
KARLSRUHE. Die Klimaschutz-
und Energieagentur Baden-Würt-
temberg (KEA) versteht sich als zen-
trale Anlaufstelle für alle Fragen zum
Klimaschutz und zur Energieeinspa-
rung im Land. Sie wurde im Jahr 1994
gegründet. Gesellschafter ist seit
2017 zu 100 Prozent das Land Baden-
Württemberg. Bei der KEA ist auch
das Informationsprogramm Zu-
kunft Altbau angesiedelt. Es berät
und informiert Eigentümer von
Wohngebäuden, Kommunen und
Unternehmen sowie Experten kos-
tenfrei und neutral über die energe-
tische Altbausanierung.

Daneben gibt es im Land über 30
regionale, kreisweit tätige Energie-
agenturen. Sie sind unterschiedlich
organisiert: Beteiligt sind meist die
Kommunen, das örtliche Handwerk
und die örtlichen Energieversorger
sowie Banken und Bausparkassen.
Die Tätigkeitsfelder von Energie-
agenturen sind unter anderem
Energieberatung für Hausbesitzer
und Mieter sowie Beratung zu er-
neuerbaren Energien. (hcn)

https://www.bmu.de/service/fragen-und-antworten-faq/fragen-und-antworten-zur-einfuehrung-der-co2-bepreisung-zum-1-januar-2021
https://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/Foerderprogramm_im_Ueberblick/foerderprogramm_im_ueberblick_node.html;jsessionid=2AD287D31D70525BA9856D785A8B0C96.1_cid387
https://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/Foerderprogramm_im_Ueberblick/foerderprogramm_im_ueberblick_node.html;jsessionid=2AD287D31D70525BA9856D785A8B0C96.1_cid387
https://www.l-bank.de/produkte/wirtschaftsfoerderung/kombi-darlehen-wohnen.html
https://www.l-bank.de/produkte/wirtschaftsfoerderung/kombi-darlehen-wohnen.html
https://www.l-bank.de/produkte/wirtschaftsfoerderung/kombi-darlehen-mittelstand.html
https://www.l-bank.de/produkte/wirtschaftsfoerderung/kombi-darlehen-mittelstand.html
https://www.foerderdatenbank.de
https://www.zukunftaltbau.de
https://www.kea-bw.de/
https://www.kea-bw.de/
https://www.umwelt-bw.de/energieagenturen
https://www.umwelt-bw.de/energieagenturen
https://www.umwelt-bw.de/energieagenturen
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Wärmeplanung

Umbau der Wärmeversorgung
strategisch angehen
Bis Ende 2023 haben die 103 größten Kommunen im Land Zeit, die künf-
tige Wärmeversorgung vor Ort zu planen. Ziel ist ein klimaneutraler Gebäu-
debestand bis zum Jahr 2050. Der Wärmeplan soll aufzeigen, wo neue
Wärmenetze Sinn machen oder eine dezentrale Wärmeversorgung geeig-
neter ist. Unterstützung gibt es vom Kompetenzzentrum Wärmewende.

Von Katy Cuko

bis 2050 aus. Das Einsparpotenzial sei
jedoch weitaus höher, da die traditio-
nellen Fernwärmenetze bislang über-
wiegend mit fossilen Brennstoffen be-
trieben werden. Konkrete Beispiele aus
Baden-Württemberg zeigten, dass der
Aufbau von Wärmenetzen durch die
Kommunen und ihre Stadtwerke als
Aufgabe der Daseinsvorsorge mit einer
hohen lokalen Wertschöpfungskraft
geplant, gebaut und betrieben werden
können. Auf der anderen Seite soll die
kommunale Wärmeplanung aber auch
aufzeigen, wo die Gebäude besser de-
zentral, zum Beispiel durch Wärme-
pumpen, versorgt werden.

Das interkommunale Projekt im
Landkreis Lörrach soll zwar untersu-
chen, welche Vorteile und Synergien
eine kreisweite Wärmeplanung mit
sich bringt. Aber hier wird genau das
gemacht, was jede der 103 zur Wärme-
planung verpflichteten Kommunen bis
Ende 2023 liefern muss.

Zunächst werden alle relevanten Da-
ten von Kommunen, Energieversor-
gern oder gewerblichen Unternehmen
gesammelt. Dafür hat das Klimaschutz-
gesetz eine Ermächtigungsnorm ge-
schaffen, sodass alle Verbrauchsdaten
zählergenau beziehungsweise gebäu-
descharf geliefert werden müssen. Er-
fasst werden etwa Typ und Alter der Ge-
bäude und Siedlungen. Aus diesen Da-
ten lässt sich der jeweilige Bedarf fürs
Heizen abschätzen. Dazu kommen In-
formationen über bestehende Wärme-
netze, Gasleitungen oder Heizwerke. So
entsteht Klarheit, wie viel Wärme ver-
braucht wird und wo sie eingespart
werden kann.

Zunächst werden
die relevanten Daten gesammelt

Aufbauend auf der Bestandsanalyse
wird geschaut, wo sich in den nächsten
drei Jahrzehnten Wärmenetze tech-
nisch und wirtschaftlich entwickeln
könnten – aber auch, wo es weiter de-
zentrale Lösungen braucht. Der inter-
kommunale Ansatz soll dabei raum-
greifend die Energiepotenziale wie ge-
werbliche und industrielle Abwärme,
Geothermie, Solarthermie oder Bio-
masse identifizieren, erschließen und
mit vorhandenen Wärmebedarfen an
anderer Stelle verknüpfen. Die Analyse
soll dann in ein Zielbild für das Jahr
2050 münden.

aller Einwohner in Baden-Württem-
berg. Ziel ist, dass 2050 alle Gebäude
ohne fossile Brennstoffe beheizt wer-
den können.

Zentraler Baustein ist die Frage, wie
durch den Um-, Aus- oder Neubau von
Wärmenetzen eine CO2-Einsparung
erreicht werden kann. „Wärmenetze
bieten angesichts der enormen Emis-
sionen durch die Wärmebereitstellung
eine große Chance zur CO2-Einspa-
rung auf lokaler Ebene“, nimmt der
Städtetag Baden-Württemberg Stel-
lung. Agora Energiewende weise ein
Potenzial für den Ausbau von
(Fern-)Wärmenetzen von heute zehn
auf 23 Prozent des Endenergiebedarfs

setzt ist und eine Blaupause für andere
Kommunen liefern soll.

Denn seit dem 1. Januar dieses Jah-
res verpflichtet das baden-württem-
bergische Klimaschutzgesetz die 103
größten Kommunen im Land zur Er-
stellung einer kommunalen Wärme-
planung. Hier leben etwa die Hälfte

STUTTGART/LÖRRACH. Lörrach
macht es vor. Der Landkreis ist der ers-
te in Baden-Württemberg, der eine
Wärmeplanung für 34 Städte und Ge-
meinden im Landkreis erstellt. Im Ja-
nuar startete das vom Umweltministe-
rium mit über 600 000 Euro geförderte
Pilotprojekt, das auf 20 Monate ange-

Nahwärme könnte in Kommunen ein wichtiges Instrument bei der Wärmeplanung werden. FOTO: KEA-BW / TRIOLOG

https://www.kea-bw.de/waermewende/wissensportal/warum-kommunale-waermeplanung
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um Wärmenetze und Nahwärme, Pro-
jektbeispiele und Förderprogramme.

Für die Stadtkreise und großen
Kreisstädte, die gesetzlich zur Wärme-
planung bis Ende 2023 verpflichtet
sind, wird ein finanzieller Ausgleich ge-
schaffen. Neben dem Grundbetrag von
12 000 Euro gibt es für jeden Einwohner
19 Cent pro Jahr. Aber auch kleinere
Kommunen sollen bei ihrer Wärme-
planung finanzielle Unterstützung er-
halten. Ein Förderprogramm mit ei-
nem Volumen von über zehn Millionen
Euro soll „zeitnah“ aufgelegt werden,
heißt es aus dem Umweltministerium.
Hier werde es die Möglichkeit geben,
dass sich mehrere Kommunen in der
Wärmeplanung zusammenschließen
können. Der Landkreis Lörrach gehe
da mit gutem Beispiel voran.

In den zwölf Regionen des Landes
sollen zudem „Beratungsstellen kom-
munale Wärmeplanung“ als Ansprech-
partner für die Kommunen entstehen.

Die Kommunen erhalten so einen
Plan, um in den Folgejahren Schritt für
Schritt Maßnahmen in Richtung klima-
neutrale Wärmeversorgung anzuge-
hen. Alle sieben Jahre muss der Wärme-
plan fortgeschrieben werden. Nach EU-
weiter Ausschreibung werden die Pläne
im Landkreis Lörrach vom Freiburger
Unternehmen endura erstellt.

Die Wärmeplanung ist eine neue
Aufgabe für die Kommunen und bun-
desweit bislang einmalig. Zur Umset-
zung verpflichtet sind sie indes nicht.
Viele Rathäuser beauftragen damit ex-
terne Dienstleister, erklärt die Klima-
schutz- und Energieagentur Baden-
Württemberg (KEA-BW).

Kompetenzzentrum Wärmewende
berät Kommunen

Die hat ein Kompetenzzentrum Wär-
mewende eingerichtet, das Kommunen
berät. So liegt seit Januar ein Hand-
lungsleitfaden vor. Aktuell arbeitet die
KEA an einem Technikkatalog, der die
typischen Parameter auflistet, die die
Kommunen bei den Berechnungen an-
setzen können. Bei einer Tagung im Ok-
tober informiert die KEA zudem rund

MEHR ZUM THEMA
Informationen des Kompetenzzentrums
Wärmewende:
https://www.kea-bw.de/waermewende

Stimmen zum Thema

Susanne Nusser,
Stellvertretende Hauptgeschäftsführerin
beim Städtetag Baden-Württemberg

Die Wärmewende ist ein zentraler Baustein
des kommunalen Klimaschutzes. Die Wär-
meplanung ist dabei ein wichtiger erster
Schritt. In der Umsetzung bedeutet dies den
Bau von Wärmenetzen sowie die Errichtung
von entsprechenden Anlagen zur Nutzung
von Abwasserwärme, Industrieabwärme, So-
larthermie et cetera. Dafür bedarf es einer För-
derung durch Land und Bund, aber auch neu-
er Finanzierungsinstrumente, die es gestat-
ten, diese Anlagen und Netze wirtschaftlich zu
betreiben.

Luise Pauge,
Leiterin des Dezernats 3 beim
Gemeindetag Baden-Württemberg

Wärmeplanung ist ein zentrales Element für
eine gelingende Energiewende und die Städte
und Gemeinden sind dafür ein weiteres Mal
die Lösungsebene. Deshalb ist es gut, dass sie
nun auch eine hohe Förderunterstützung be-
kommen sollen, die nicht der Wärmepla-
nungspflicht des Landes unterfällt. Sie werden
sicher genau in den Gemeindegebieten pla-
nen, wo zeitnah eine Umsetzung realistisch
ist. Dann braucht es für die Investition eine fi-
nanzielle Unterstützung durch das Land.

Pflicht zur Erfassung des
Energieverbrauchs
Einsparpotenzial für öffentliche Gebäude aufzeigen

STUTTGART. Das im Oktober 2020 no-
vellierte Klimaschutzgesetz verpflich-
tet Kommunen dazu, ihren Energie-
verbrauch genau zu erfassen. Dafür
hat das Land eine kostenlose Daten-
bank eingerichtet, die bei der Klima-
schutz- und Energieagentur (KEA-BW)
angesiedelt ist. Bis zum 30. Juni muss-
ten hier erstmals die für das Jahr 2020
erhobenen Werte eingetragen werden.
Das betrifft die Zahlen aus den bereits
bezahlten Energierechnungen und die
jeweils dazu gehörigen Daten wie Flä-
chen oder Einwohner.

Relevant sind die Verbräuche aller
kommunaler Gebäude einschließlich
der Eigenbetriebe. Dazu zählen Nicht-
wohngebäude, Wohn-, Alten- und Pfle-
geheime, Sportplätze, Frei- und Hallen-
bäder, die Straßenbeleuchtung, Anla-
gen zur Wasserversorgung und -aufbe-
reitung sowie Kläranlagen. Jedes fünfte
Gebäude, das nur wenig Energie ver-
braucht, braucht jedoch nicht erfasst zu
werden. Somit fallen häufig Bushalte-
stellen, Lagergebäude, Umkleidehäus-
chen oder andere unbeheizte Gebäude
aus der Liste heraus. Eine erlaubte Nä-
herung ist nach Angaben der KEA-BW
auch, sich an 80 Prozent der Energie-
kosten oder der Fläche zu orientieren.

Bei Kommunen, die bereits ein kom-
munales Energiemanagement betrei-
ben, verlangt das Land nur Summenda-
ten und keine Einzelverbräuche. Sie
müssen zusätzlich den Energiebericht
in der Datenbank hochladen.

Durch die Erfassung der Daten er-
halten die Kommunen wertvolle Hin-
weise auf Einsparpotenziale, so die
KEA. Denn direkt bei der Dateneingabe
gebe die Plattform Kennwerte heraus,
die eine Einstufung erlauben. Sobald
die Daten aller Kommunen in der Da-
tenbank ausgewertet wurden, soll ein
Steckbrief verfügbar sein, der für jede
Kommune aufzeigt, wie ihre Liegen-
schaften im Vergleich zum Landes-
durchschnitt und zum Durchschnitt
der Kommunen derselben Größe ab-
schneiden.

Das Land erstattet den Kommunen
für den Aufwand der erstmaligen Erfas-
sung eine Summe von insgesamt 1,33
Millionen Euro. Auf Vorschlag der
kommunalen Landesverbände wurde
dieses Summe anhand eines Sockelbe-
trags plus eines Zusatzbetrags je Ein-
wohner aufgeteilt. Ziel der Datenerfas-
sung sei mittelfristig die flächende-
ckende Einführung eines kommuna-
len Energiemanagements. (cuko)

https://www.kea-bw.de/waermewende/wissensportal/klimaschutzgesetz-kommunale-waermeplanung
https://www.kea-bw.de/
https://www.kea-bw.de/
https://www.kea-bw.de/waermewende
https://www.youtube.com/watch?v=fpqr9wRSlA4
https://www.youtube.com/watch?v=fpqr9wRSlA4


Technische Anlagen des Elektrolyseurs einer Produktionsanlage für Wasserstoff. Noch wird Wasserstoff in Deutschland vor allem in kleinen Pilotanlagen erzeugt. FOTO: DPA/HAUKE-CHRISTIAN DITTRICH

Wasserstoff

Was grüner Wasserstoff zur
Klimaneutralität beitragen kann
Grüner Wasserstoff, der aus erneuerbarem Strom erzeugt wird, kann dazu
beitragen, dass auch die Stahlindustrie, die chemische Industrie, der Flug-
verkehr und die Schifffahrt klimaneutral werden können. Das Land inves-
tiert deshalb auch in die Wasserstoffwirtschaft. Ein Fahrplan ist erarbeitet,
eine Landesplattform soll die Aktivitäten steuern und vernetzen.

Von Stefanie Schlüter

Brennstoffzelle als moderne und kli-
mafreundliche Technologie sind von
enormer Bedeutung für eine Zukunft,
in der wir im Strom-, im Wärme- und
im Verkehrsbereich auf fossile Energie-
träger und -treibstoffe verzichten wol-
len“, sagt Walker.

Mithilfe von grünem und CO2-neu-
tralem Wasserstoff können vor allem
die Bereiche klimaneutral werden, bei
denen eine Elektrifizierung nicht mög-
lich ist. Dazu zählen etwa die Stahlin-
dustrie, Teile der chemischen Indus-
trie, aber auch der Flugverkehr, die
Schifffahrt und der Schwerlastverkehr.

Nur ein Teil des Wasserstoffs kann
in Deutschland erzeugt werden

Allein die Stahlindustrie in Deutsch-
land, die als eine der tragenden Säulen
der Wirtschaft gilt, ist für einen großen

henden Wasserstoffmarkt eröffnen.
Die Landesregierung will in den kom-
menden fünf Jahren einen dreistelli-
gen Millionenbetrag bereitstellen, um
europaweit bedeutsame Projekte im
Wasserstoff- und Brennstoffzellenbe-
reich mitzufinanzieren. Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann (Grüne)
spricht von einem deutlichen Be-
kenntnis zum Technologiestandort
Baden-Württemberg und zu seinen
Unternehmen.

Die Kofinanzierung ist eine Voraus-
setzung, um Fördergelder in Milliar-
denhöhe nach Baden-Württemberg zu
holen. Denn die Projekte müssen von
den Ländern mit 30 Prozent kofinan-
ziert werden. Derzeit sind noch sechs
Projekte mit einem Investitions-
schwerpunkt in Baden-Württemberg
im Auswahlverfahren. „Grüner Was-
serstoff als Energieträger und die

der aus erneuerbaren Energien ge-
wonnen wird, über den Aufbau einer
leistungsfähigen Infrastruktur bis hin
zur Produktion in großem Umfang
setzt die Landesregierung deshalb al-
les daran, die notwendigen Rahmen-
bedingungen zu schaffen.

So sieht beispielsweise der Verband
Deutscher Maschinen- und Anlagen-
bauer in der Wasserstofftechnologie
neue Wertschöpfungsketten, die dem
Maschinen- und Anlagenbau neue Ex-
portchancen auf einem global entste-

STUTTGART. Bereits bis 2040 will Ba-
den-Württemberg die Klimaneutrali-
tät erreichen. Und dabei spielt Wasser-
stoff eine wichtige Rolle. Die Landesre-
gierung sieht in dem Energieträger
eine der Schlüsseltechnologien des
21. Jahrhunderts. Das Land sei sich der
ökologischen und ökonomischen
Chancen, die der Aufbau einer moder-
nenen Wasserstoffwirtschaft biete, be-
reits seit Langem bewusst, so Umwelt-
ministerin Thekla Walker (Grüne). Von
der Erzeugung grünen Wasserstoffs,

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/wasserstoffwirtschaft/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/wasserstoffwirtschaft/
https://www.oeko.de/podcast/episode/warum-ist-wasserstoff-der-champagner-der-energiewende
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Die-Wasserstoffstrategie-2-0-fuer-DE.pdf
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Preis in die richtige Richtung entwi-
ckeln“, sagt auch Andreas Löschel, Vor-
sitzender der Expertenkommission
zum Monitoring-Prozess „Energie der
Zukunft“.

Die Metropolregion Rhein-Neckar
will sich im europäischen Wettbewerb
im Bereich Wasserstoff dauerhaft posi-
tionieren und nachhaltig zum Klima-
schutz beitragen. In der Metropolregi-
on entsteht in den kommenden Jahren
eine Wasserstoff-Modellregion. Als
erster Schritt auf dem Weg in eine Was-
serstoffwirtschaft wird mithilfe von
Fördermitteln eine Wasserstoffinfra-
struktur aufgebaut. Diese soll die ge-
samte Wertschöpfungskette, von der
Wasserstofferzeugung über den Trans-
port bis zur Nutzung, umfassen. För-
dermittel von je etwa 20 Millionen Euro
fließen von Bund und Land, etwa für
den Aufbau einer integrierten Wasser-
stoffinfrastruktur und eines klima-
freundlichen öffentlichen Personen-
nahverkehrs.

Das Umweltministerium Baden-
Württemberg fördert zudem den Auf-
bau einer Wasserstoffwirtschaft und –
im Rahmen des Efre-Programms – Mo-
dellregionen Grüner Wasserstoff mit 47
Millionen Euro. Gefördert wird „HyFi-
VE“ in der Region Mittlere Alb-Donau.
Erprobt wird dort die Wasserstoffwirt-
schaft im ländlichen und städtischen
Raum. Die Modellregion „GeNeSiS“ in
der Region Stuttgart setzt auf ein aus-
gedehntes Verteilnetz mit einer Was-
serstoff-Pipeline entlang des Neckars.

stoff anfallen. Zum Vergleich: Um eine
Kostenparität mit Erdgas zu erzielen,
wären derzeit CO2-Preise von über 300
Euro je Tonne notwendig, heißt es in
einer Studie des Öko-Instituts.

In der Metropolregion Rhein-Neckar
entsteht eine Wasserstoff-Modellregion

Der aktuelle Preis sei allerdings nicht
vergleichbar mit späteren Marktprei-
sen, weil die Herstellungsmengen
noch sehr gering seien, macht Doris
Wittneben, Bereichsleiterin „Zu-
kunftsfelder und Innovation“ bei der
Metropolregion Rhein-Neckar bei ei-
ner Veranstaltung der Klimaarena
deutlich. „Wenn die richtigen Anreize
geschaffen werden, wird sich auch der

Insgesamt ist erneuerbarer Wasser-
stoff zunächst kein günstiger Energie-
träger. „Die Unterstützung für den
Hochlauf von erneuerbarem Wasser-
stoff wird in der Anfangsphase nicht
billig werden. Denn selbst bei einem
CO2-Preis von 100 bis 200 Euro pro
Tonne ist grüner Wasserstoff noch
nicht wettbewerbsfähig“, sagt Patrick
Graichen, Direktor von Agora Energie-
wende. Deshalb spricht er sich dafür
aus, Wasserstoff vor allem dort einzu-
setzen, wo es keine Möglichkeiten gibt,
den Strom direkt zu nutzen.

Wissenschaftler des Öko-Instituts
haben berechnet, dass beim aktuellen
Technologie- und Kostenstand Bereit-
stellungskosten von über 80 Euro pro
Megawattstunde für grünen Wasser-

Teil der CO2-Emissionen verantwort-
lich. Stahl wird für Windräder ebenso
wie für den Autobau benötigt. Bei einer
Rohstahlproduktion von knapp 40 Mil-
lionen Tonnen entstanden 2018 in
Deutschland knapp 59 Millionen Ton-
nen CO2, so die Zahlen des Bundeswirt-
schaftsministeriums. Zum Vergleich:
Die Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg lagen im Jahr 2020 nach
Angaben des Statistischen Landesamts
bei rund 65 Millionen Tonnen.

Um Wasserstoff klimaneutral, also
auf Basis erneuerbarer Energien, her-
zustellen, ist jede Menge zusätzlicher
Ökostrom notwendig. Fachleute beim
Öko-Institut in Freiburg gehen davon
aus, dass auf Dauer möglicherweise
20 Prozent des in Deutschland benö-
tigten grünen Wasserstoffs auch in
Deutschland erzeugt werden könn-
ten. Der Rest wird aus dem Ausland
kommen, aus Ländern, in denen bes-
sere Bedingungen für Wind- und Son-
nenenergie herrschen und erneuer-
barer Strom günstig produziert wer-
den kann. Hinzu kommen dann noch
Transportkosten über Pipelines oder
per Schiff.

Auch ist die Nachhaltigkeit in den
Lieferländern zu beachten. Dazu zählt
nicht allein die Stromproduktion und
-versorgung, sondern auch die Frage
des Wassers. Dieses wird für die Elek-
trolyse benötigt. Das Öko-Institut will
deshalb ein System für eine Nachhal-
tigkeitszertifizierung für Wasserstoff
entwickeln.

Wasserstoff ist nicht per se klimafreundlich
Wasserstoff ist ein Energieträger. Er wird
mithilfe anderer Energien produziert. Je
nach dem, welche Energieform zum Einsatz
kommt, ist er klimafreundlich oder nicht.
Grauer Wasserstoff beispielsweise wird aus
fossilen Energien wie beispielsweise Erdgas
hergestellt und belastet das Klima durch
seinen Herstellungsprozess.

Blauer Wasserstoff wird ebenfalls auf der
Basis von Erdgas hergestellt. Das bei der
Produktion anfallende CO2 wird aber zu ei-
nem großen Teil aufgefangen und in geolo-

gischen Formationen eingelagert. Auch bei
türkisem Wasserstoff wird Erdgas einge-
setzt. Dieses wird unter hohen Temperatu-
ren aufgespalten in Wasserstoff und festen
Kohlenstoff. Letzterer kann für weitere Pro-
dukte verwendet oder deponiert werden.

Oranger Wasserstoff wird aus Biomasse
oder mit Strom aus Müllheizkraftwerken
gewonnen. Grüner Wasserstoff wird aus er-
neuerbaren Energien wie Wind und Sonne
produziert und gilt als klimafreundlich.
Dieser Einsatz soll gefördert werden.

Fahrplan wird von neuer
Plattform umgesetzt
Anlauf- und Vernetzungsstelle für Forschung und Betriebe

STUTTGART. Grüner Wasserstoff, der
klimaneutral erzeugt wird, biete für
den Industrie- und Technologiestand-
ort Baden-Württemberg große Poten-
ziale, heißt es vonseiten des Umwelt-
ministeriums. Dazu hat das Umwelt-
ministerium in Zusammenarbeit mit
Industrie, Wissenschaft und Verbän-
den einen Fahrplan für den Aufbau ei-
ner Wasserstoffwirtschaft erarbeitet.
Denn Baden-Württemberg will bei der
neuen Technologie eine Vorreiterrolle
spielen. Nicht ohne Grund, denn die
Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie ist schon seit einigen Jah-
ren ein Forschungsschwerpunkt im
Land. 18 Forschungseinrichtungen
und mehr als 90 Unternehmen sind in
diesem Bereich aktiv.

Ziele der Roadmap sind, Baden-
Württemberg national wie internatio-
nal als wichtigen Standort der Wasser-
stoff- und Brennstoffzellen-Industrie

zu präsentieren und die Unternehmen
entsprechend zu positionieren. Zudem
geht es darum, wie die langfristig erwar-
teten Potenziale des Wasserstoffs für
die Energie- und Verkehrswende sowie
für den Klimaschutz im Südwesten ge-
nutzt werden können.

Anfang des Jahres hat das Kabinett
deshalb auch die Einrichtung einer
Landesplattform Wasserstoff be-
schlossen. Sie soll die Entwicklung ei-
ner klimafreundlichen, zukunftsfähi-
gen Wasserstoffwirtschaft vorantrei-
ben. Sie ist Anlaufstelle für For-
schungseinrichtungen, Kommunen
und Unternehmen. Sie steuert, ver-
netzt und unterstützt. (schl)

MEHR ZUM THEMA
Landesplattform Wasserstoff:
https://www.e-mobilbw.de/netzwerke/
plattform-h2bw

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Wasserstoff-und-wasserstoffbasierte-Brennstoffe.pdf
https://www.agora-energiewende.de/presse/neuigkeiten-archiv/wie-erneuerbarer-wasserstoff-wettbewerbsfaehig-wird
https://www.agora-energiewende.de/presse/neuigkeiten-archiv/wie-erneuerbarer-wasserstoff-wettbewerbsfaehig-wird
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/wasserstoffwirtschaft/h2-rhein-neckar/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/wasserstoffwirtschaft/foerdermoeglichkeiten/foerderprogramm/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/wasserstoffwirtschaft/foerdermoeglichkeiten/foerderprogramm/
https://www.e-mobilbw.de/netzwerke/
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/6_Wirtschaft/Ressourceneffizienz_und_Umwelttechnik/Wasserstoff/200724-Potentialstudie-H2-Baden-Wuerttemberg-bf.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/6_Wirtschaft/Ressourceneffizienz_und_Umwelttechnik/Wasserstoff/200724-Potentialstudie-H2-Baden-Wuerttemberg-bf.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Wirtschaft/Wasserstoff-Roadmap-Baden-Wuerttemberg-bf.pdf
https://www.e-mobilbw.de/netzwerke/plattform-h2bw
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Photovoltaik

Neue Gebäude müssen künftig
Solarstrom erzeugen
Das Klimaschutzgesetz beinhaltet bereits eine Photovoltaik-Pflicht für neue
Bürogebäude und Lagerhallen. Mit der inzwischen in den Landtag einge-
brachten Novelle soll diese Pflicht im kommenden Jahr auch auf neue
Wohngebäude ausgeweitet werden. Doch auch im Bestand und bei Freiflä-
chenanlagen gibt es noch viele Möglichkeiten, Solarstrom zu erzeugen.

Von Stefanie Schlüter

ebenfalls eine Photovoltaikanlage auf
dem Dach Pflicht werden. Auch Park-
plätze mit Stellplätzen für 35 oder mehr
Autos müssen künftig PV-Anlagen mit
einplanen. Das Ziel, zwei Prozent der
Landesfläche für Windkraftanlagen
und Freiflächen-PV zur Verfügung zu
stellen, soll nun auch gesetzlich veran-
kert werden.

„Das ist ein starkes bundesweites
Signal und zeigt, dass wir im Land auch
konkrete Maßnahmen treffen, um die
schädlichen Treibhausgasemissionen
spürbar zu drücken und unsere Klima-
schutzziele zu erreichen“, betonte der
Umweltstaatssekretär.

Das Land fördert deshalb auch Pro-
jekte, die großflächige PV-Anlagen bei

gleichzeitig geringem Flächennut-
zungskonflikt voranbringen sollen.
„Hierzu zählen schwimmende Photo-
voltaikanlagen auf Seen und Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen auf ehema-
ligen Deponien“, so Baumann.

Ein Beispiel ist die Freiflächen-PV-
Anlage in Ottersweier-Unzhurst (Kreis
Rastatt). „Anlagen wie diesen Solar-
park würde ich gerne viel häufiger im
Land einweihen“, sagt Baumann. Die
749-Kilowatt-Anlage diene als Vorbild
für weitere in Baden-Württemberg und
zeige, dass die Nähe zur Autobahn A 5
eine konfliktarme Landnutzung er-
mögliche.

„Die Fläche wurde beim Bau der Au-
tobahn als Betriebshof und Lagerplatz
für Bauschutt vom Autobahnbetriebs-
amt verwendet“, erläuterte der Staats-
sekretär. Dadurch wurde der Boden
stark verdichtet und eigne sich daher
für einen Solarpark.

STUTTGART. Mit einem Anteil von
rund 14 Prozent an der Stromerzeu-
gung ist die Photovoltaik (PV) die
stärkste erneuerbare Energiequelle in
Baden-Württemberg. „Sie soll auch in
den nächsten Jahren kräftig ausgebaut
werden“, sagt Umweltstaatssekretär
Andre Baumann (Grüne).

Nach einer Durststrecke geht es seit
vier Jahren mit der Photovoltaik wieder
bergauf. Allein im vergangenen Jahr
wurden PV-Anlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt rund
600 Megawatt auf Dächern und Freiflä-
chen errichtet. Im Vergleich zum Vor-
jahr war das eine Steigerung von rund
35 Prozent, wie das vom Landesum-
weltministerium initiierte Photovol-

taik-Netzwerk mitteilt. Das Netzwerk
sieht das Potenzial für PV-Anlagen al-
lerdings noch längst nicht ausge-
schöpft. Um die Klimaschutzziele zu
erreichen seien mindest 1000 Mega-
watt jährlicher Zubau notwendig, so
der Branchenverband Solar Cluster.

PV-Pflicht ab 2023 auch bei
grundlegenden Dachsanierungen

Die Voraussetzungen schafft das Land
gerade mit der Novelle des Klima-
schutzgesetzes. Dieses wurde vor der
Sommerpause in erster Lesung im
Landtag beraten. Nachdem bereits ab
dem kommenden Jahr eine PV-Pflicht
beim Neubau von Nicht-Wohngebäu-
den wie Büros oder Lagerhallen gilt,
wird diese mit der Gesetzesnovelle ab
Mai 2022 auf neue Wohngebäude aus-
geweitet. Zudem soll ab 2023 bei
grundlegenden Dachsanierungen

Zahlreiche Betriebe installieren bereits Photovoltaikanlagen auf ihren Gebäuden. Ab dem
kommenden Jahr wird dies bei Neubauten Pflicht. FOTO: PLATTFORM EE BW / KUHNLE & KNÖDLER

„Für eine erfolgreiche Energiewende ist im
sonnenverwöhnten Ländle der weitere und zügige
Ausbau der Solarenergie von großer Bedeutung.“

Andre Baumann, Umweltstaatssekretär

https://www.kea-bw.de/photovoltaik/klimaschutzgesetz-photovoltaik-auf-dachflaechen
https://www.kea-bw.de/photovoltaik/klimaschutzgesetz-photovoltaik-auf-dachflaechen
https://www.kea-bw.de/photovoltaik/klimaschutzgesetz-photovoltaik-auf-parkplaetzen
https://www.kea-bw.de/photovoltaik/klimaschutzgesetz-photovoltaik-auf-parkplaetzen
https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/0000/17_0521_D.pdf
https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/0000/17_0521_D.pdf
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relativ teuer sind, vergrößern. Das
Land hatte dafür in der Vergangenheit
auch schon Förderprogramme aufge-
legt. Was Photovoltaikanlagen für das
Klima bringen, hat das PV-Netzwerk
errechnet: Eine Anlage mit einer instal-
lierten Leistung von 16 Kilowatt ver-
meidet rund zehn Tonnen Kohlendi-
oxid pro Jahr. Das ist so viel, wie ein
Mensch in Deutschland im Schnitt
jährlich an Treibhausgas-Emissionen
verursacht.

Franz Pöter, Geschäftsführer des
Branchenverbands Solarcluster und
der Plattform Erneuerbare Energien
Baden-Württemberg, hält für einen
deutlichen Zubau von PV-Anlagen im
Bestand Änderungen auf Bundesebene
für notwendig. Denn: die Vergütung für
ins Netz eingespeisten Strom sinke der-
zeit jährlich um rund15 Prozent. Wer
beispielsweise im Juli dieses Jahres eine
Solaranlage neu angeschlossen hat, er-
hält über das Erneuerbare-Energien-
Gesetz für 20 Jahre noch 7,74 Cent pro
Kilowattstunde. Doch Anlagenpreise
und zum Teil steigende Kosten für
Handwerksleistungen würden bei einer
weiteren Senkung der Vergütung nicht
mehr aufgefangen.

für die Nutzung von Solarenergie ge-
eignet ist oder ob diese nur bedingt
oder gar nicht möglich ist.

Anlage mit 16 Kilowatt vermeidet pro
Jahr rund zehn Tonnen Kohlendioxid

Der Strom von der eigenen Anlage auf
dem Dach kann ins Netz eingespeist
werden, aber auch selbst genutzt wer-
den. Der Eigenverbrauch lässt sich mit
Batteriespeichern, die allerdings noch

sprechpartner für eine unabhängige
Information und Beratung von Privat-
personen, Kommunen, Firmen und
anderen Institutionen“, sagt Martina
Riel vom Photovoltaik-Netzwerk.

Wie groß das Potenzial für Solaranla-
gen gerade im Bestand ist, zeigt ein
Blick in den Energieatlas Baden-
Württemberg. Danach werden bislang
erst 14,4 Prozent des technisch mögli-
chen Potenzials genutzt. Der Atlas zeigt
für jedes einzelne Dach im Land, ob es

Die Branchenvereinigung Solar
Cluster Baden-Württemberg hat nun
berechnet, dass rund 140 neue mittel-
große Photovoltaikanlagen mit einer
installierten Leistung von zehn Kilo-
watt auf Ein- und Zweifamilienhäusern
pro Tag neu installiert werden müss-
ten, um das Zwischenziel der Novelle
des Klimaschutzgesetzes für 2030 zu
erreichen. Dieses sieht eine Treibhaus-
gasminderung von mindestens 65 Pro-
zent gegenüber 1990 vor.

Für das Solar Cluster bedeutet dies,
dass eine freiwillige Solaroffensive im
Bestand notwendig ist, um das Ziel zu
erreichen. Bei Gewerbegebäuden seien
nach den Berechnungen des Verbands
jeden Tag zwei neue 300-Kilowatt-An-
lagen erforderlich, bei Freiflächenanla-
gen seien im Jahr 30 Solarparks in einer
Größe von zehn Megawatt nötig. Um
die Klimaschutzziele zu erreichen, sei
pro Jahr ein Zubau von mindestens
1000 Megawatt notwendig.

Aufklärung, Beratung und Motivati-
on durch Fachleute vor Ort sollen mit
dazu beitragen, dass gerade auch im
Bestand weitere Photovoltaikanlagen
installiert werden. „Die Photovoltaik-
Netzwerke bleiben daher wichtige An-

https://solarcluster-bw.de/de/
https://solarcluster-bw.de/de/
https://www.energieatlas-bw.de/sonne
https://www.energieatlas-bw.de/sonne
https://www.photovoltaik-bw.de/pv-netzwerke/


Der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs und des Radverkehrs kann eine Möglichkeit für Klimamobilitätspläne sein, um den CO2-Ausstoß im Verkehr zu verringern. FOTO: KEA-BW/ELLEN WURSTER

Klimamobilitätspläne

Treibhausgasemissionen im
Verkehrssektor senken
Der Verkehrsbereich ist eines der größten Sorgenkinder bei den Treibhaus-
gasemissionen. Das Klimaschutzgesetz zielt auch auf eine Umgestaltung des
Verkehrssektors. Über Klimamobilitätspläne können Kommunen Hand-
lungskonzepte für die Reduktion von Treibhausgasen entwickeln. Dabei
geht es um mehr, als Benziner und Diesel durch Elektroautos zu ersetzen.

Von Stefanie Schlüter

zur Verkehrsentwicklungsplanung der
Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen bieten Hilfestel-
lung für die Berechnung eines solchen
Verkehrsmodells.

Das Erstellen eines Klimamobilitäts-
plans kann mit bis zu 50 Prozent der zu-
wendungsfähigen Kosten, maximal je-
doch 200 000 Euro gefördert werden.
Die Anträge müssen beim Regierungs-
präsidium eingereicht werden.

Land fördert Kommunen bei
modellhafter Erstellung der Pläne

Auch die Umsetzung der Vorhaben, die
im Klimamobilitätsplan verankert
sind, können gefördert werden. Das
Landesgemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz sieht dafür in Anlage 20 der
Verwaltungsvorschrift sogar eine er-
höhte Förderquote auf bis zu 75 Pro-
zent vor. Damit würde der Klimabonus
genutzt. Da es sich um eine neue För-
dermöglichkeit mit Pilotcharakter
handelt, wird diese Fördermöglichkeit
zunächst mit Modellkommunen er-
probt. Nach zwei Jahren wird evaluiert
und entschieden, ob diese Möglichkeit
weitergeführt wird.

Laut Verkehrsministerium wurden
die Städte Freiburg und Stuttgart, der
Gemeindeverband Mittleres Schus-
sental und der Kreis Ludwigsburg für
die modellhafte Erstellung eines Kli-
mamobilitätsplans ausgewählt. Die
Stadt Heidelberg wird nach Angaben
des Ministeriums bei der modellhaften
Erstellung eines solchen Plans fachlich
begleitet.

Verkehrsbereich bis 2030 zu erreichen.
Dies sollte mit Berechnungen durch
ein Verkehrsmodell hinterlegt werden.
Zugleich müssen die Mobilitätsbedürf-
nisse von Bevölkerung und Wirtschaft
berücksichtigt werden.

Ein solcher Plan wird mit Bürgerbe-
teiligung erstellt und vom Gemeinde-
rat beschlossen. Daraus ergibt sich
dann für die Kommune oder den Kreis
eine langfristige Strategie. Die Maß-
nahmen müssen regelmäßig überprüft
werden. Zeigt die Evaluation, dass Ziele
nicht erreicht werden, muss bei der
Umsetzung nachjustiert werden.

Dabei entsteht solch ein Klimamo-
bilitätsplan in einer Kommune nicht
losgelöst. Er muss an die Ziele der
Raumordnung angepasst sein und
auch das Regierungspräsidium sollte
frühzeitig eingebunden werden, wie
Maria Franke, Leiterin des Bereichs
Nachhaltige Mobilität bei der Klima-
schutz- und Energieagentur Baden-
Württemberg (KEA-BW) bei einer On-
line-Veranstaltung erläuterte.

Als Grundlage für die Erstellung ei-
nes Klimamobilitätsplanes ist es sinn-
voll, sich an den SUMP-Richtlinien der
EU und den Hinweisen zur Verkehrs-
entwicklungsplanung zu orientieren.
Wobei die Abkürzung SUMP für den
englischen Begriff Sustainable Urban
Mobility Plan steht. Auch die Hinweise

len können. In einem solchen Plan legt
die Kommune, der Landkreis oder ein
Zusammenschluss von Kommunen
fest, mit welchen Mitteln die Treib-
hausgasemissionen vor Ort dauerhaft
deutlich gesenkt werden sollen.

Handlungkonzept mit Zielen und
Maßnahmen, unterlegt mit Zahlen

Nicht überall sind die selben Maßnah-
men sinnvoll. Und genau da setzen die
Klimamobilitätspläne an. Sie zielen auf
eine Umgestaltung des Verkehrssek-
tors. Dazu zählt der Ausbau des Rad-
verkehrs durch gute Radwege und
sonstige Förderung ebenso wie der
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs,
Konzepte für Carsharing, gute Fußwe-
ge und vieles mehr.

Ziel eines solchen Klimamobilitäts-
planes in Bezug auf die CO2-Reduzie-
rung ist es, dass die darin enthaltenen
Maßnahmen tatsächlich dazu führen,
mindestens 40 Prozent weniger CO2 im

STUTTGART. Der Treibhausgasaus-
stoß im Verkehr soll bis zum Jahr 2030
um 40 Prozent reduziert werden. Doch
bislang haben Appelle wenig gebracht,
im Gegenteil: Der Verkehrssektor ist
für knapp ein Drittel aller CO2-Emis-
sionen im Südwesten verantwortlich.
Im Gegensatz zu anderen Sektoren
sind dort die Emissionen seit 1990
nicht gesunken.

Das Verkehrsministerium gibt nun
klare Ziele vor: Jedes dritte Auto soll bis
2030 klimaneutral fahren, jeder zweite
Weg zu Fuß oder mit dem Rad zurück-
gelegt werden. Der öffentliche Nahver-
kehr soll verdoppelt werden. Gleichzei-
tig soll der Verkehr mit Privatautos um
ein Drittel sinken. Auch im Warenver-
kehr soll jede dritte Tonne klimaneu-
tral transportiert werden.

Ein Hebel, diese Ziele zu erreichen,
findet sich im Klimaschutzgesetz des
Landes. Paragraf 7f hat die rechtlichen
Grundlagen geschaffen, damit Kom-
munen Klimamobilitätspläne aufstel-

MEHR ZUM THEMA
Infos zu Klimamobilitätsplänen:
www.kea-bw.de

https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/politik-zukunft/nachhaltige-mobilitaet/klimaschutz-und-mobilitaet/
https://www.kea-bw.de/nachhaltige-mobilitaet/wissensportal/klimaschutzgesetz-klimamobilitaetsplaene
www.kea-bw.de
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Nachhaltigkeit und Klimaschutz
Herzstück der Agenda 2030 der Vereinten
Nationen sind 17 Ziele für Nachhaltige Ent-
wicklung. Auf sie baut die WIN-Charta der
Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Ba-
den-Württemberg auf.

Bei den Regionalen Kompetenzstellen
Netzwerk Energieeffizienz (KEFF) werden
Firmen unterstützt, nachhaltige Maßnah-
men umzusetzen. In allen zwölf Regionen
des Landes bieten KEFF unterschiedliche

Konzepte für Unternehmen. Schlüsselele-
ment ist der KEFF-Check, den Moderatoren
im Unternehmen durchführen, um Effi-
zienzpotenziale aufzuzeigen – neutral, un-
entgeltlich und ausschließlich im nicht-
wettbewerblichen Bereich, ohne mit Ener-
gieberatungen zu konkurrieren. Nach der
Ersterfassung möglicher Effizienzpotenziale
werden Berater, Planer und Umsetzer nach
Bedarf einbezogen.

WIN-Charta und KEFF

Wie Unternehmen nachhaltig
wirtschaften können
Der Unternehmenssektor verbraucht fast ein Viertel der Energie in Baden-
Württemberg. Über die „Regionalen Kompetenzstellen Netzwerk Energie-
effizienz (KEFF) fördert das Land Checks für mehr Energieeffizienz bei Betrie-
ben. Auch die WIN-Charta hilft bei mehr Nachhaltigkeit.

Von Petra Mosbacher-Dix

zwölf KEFF prüfen lassen, welche Po-
tenziale sie in Sachen Energieeffizienz
noch haben. Im Fokus der KEFF, die
mit der zentralen Koordinierungsstelle
bei der Umwelttechnik Baden-Würt-
temberg das landesweite Netzwerk
Energieeffizienz bilden, stehen vor al-
lem kleine und mittlere Unternehmen.
Denn dort fehlen oft Zeit und Kapazitä-
ten, um sich mit möglichen Effizienz-
potenzialen intensiv auseinanderzu-
setzen.

Mehr als 4000 KEFF-Checks bei
Unternehmen durchgeführt

Bis dato sind im Land bereits über 4000
KEFF-Checks gelaufen, aufgrund derer
über 500 Energieeffizienzmaßnahmen
umgesetzt wurden. Etwa beim Famili-
enunternehmen Schiedmayer Celesta
in Wendlingen (Kreis Esslingen). Die-
ses stellt seit 285 Jahren Tasteninstru-
mente her und spezialisierte sich in
den 1980er-Jahren auf die Celesta, das
Tastenglockenspiel.

Ziel des KEFF-Checks bei dem Ce-
lesta-Produzent war es, den Strombe-
darf zu senken. Alle Leuchtstoffröhren
wurden gegen LEDs ausgetauscht und
Druckluft-Leckagen beseitigt. Die 2,02
Tonnen CO2, die das Unternehmen
pro Jahr dadurch spart, entsprechen
den Emissionen eines Mittelklasse-
Wagens auf einer Strecke von 12 024 Ki-
lometern beziehungsweise 3753 Kilo-
wattstunden Energie per Jahr.

faktor mit großer Außenwirkung, der
für positive Wahrnehmung sorge, aber
auch innerbetriebliche Identifikation
und langfristige Wertsteigerung des
Unternehmens, heißt es im Umwelt-
ministerium. Dadurch würden auch
Innovationen angekurbelt.

„Neue Techniken und Entwicklun-
gen helfen, den Ressourcenverbrauch
zu drosseln und Kosten zu senken“, so
Thuan Nguyen vom Umweltministeri-
um. Energie- und Materialeffizienz sei-
en wichtige Handlungsfelder auf dem
Weg zu einer klimaneutralen und
nachhaltigen Wirtschaft. Diese Trans-
formation werde durch die WIN-Char-
ta unterstützt.

Das Umweltministerium Baden-
Württemberg bereits 2015 die Förder-
richtlinie „Regionale Kompetenzstel-
len Netzwerk Energieeffizienz (KEFF)“
initiiert.Unternehmen können bei den

Wirtschaften und dazu, dieses zu doku-
mentieren sowie die zwölf Charta-Leit-
sätze einzuhalten.

Letztere reichen vom Schutz der
Menschenrechte und der Rechte der
Arbeitnehmenden über das Wohlbe-
finden der Mitarbeiter, Ressourcen-
schonung und den Einsatz erneuerba-
rer Energien, das Senken von Emissio-
nen und Energieeffizienzsteigern bis
zu nachhaltiger Innovation, Antikor-
ruption, regionalem Mehrwert und An-
reiz zum Umdenken. Nachhaltiges
Wirtschaften sei sowohl Wettbewerbs-

STUTTGART. Drei Freunde wollten
nicht weniger als „das beste T-Shirt der
Welt“ entwickeln – und gründeten vor
15 Jahren das Konstanzer Unterneh-
men „3Freunde“. Um CO2-Emissio-
nen zu reduzieren, stellten sie die ge-
samte Kollektion auf zertifizierte Fair-
trade-Biobaumwolle um. In einer eige-
nen Näherei in Indien produzieren sie
„mit existenzsichernden Löhnen“
nach Richtlinien des Global Organic
Textile Standards – und sie sind ein
Unternehmen, das das Qualitätssiegel
WIN-Charta der Wirtschaftsinitiative
Nachhaltigkeit trägt.

Nachhaltiges Wirtschaften
als Wettbewerbsfaktor

Dieses Nachhaltigkeitsmanagement-
und -berichtssystem ist ein zentraler
Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrate-
gie des Landes. Entwickelt für kleinere
und mittlere Unternehmen, basiert es
auf Selbstverpflichtung, Eigeninitiati-
ve und Außenkommunikation. Über
240 Unternehmen haben die WIN-
Charta bisher unterschrieben. Sie be-
kennen sich damit zu nachhaltigem

https://keff-bw.de/de
https://www.nachhaltigkeitsstrategie.de/wirtschaft/win-charta/ueber-die-win-charta
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Klimawandel

Eine frühzeitige Anpassungsstrategie
kann Schäden begrenzen
Der Klimawandel vollzieht sich in Baden-Württemberg schneller als bislang
erwartet, wie die jüngsten Berechnungen und Klimamodelle zeigen. Das
Land will deshalb bereits bis zum Jahr 2040 klimaneutral werden. Das sieht
die Novelle des Klimaschutzgesetzes vor. Außerdem müssen sich Kommu-
nen auf Starkregenereignisse ebenso wie auf mehr Hitzetage vorbereiten.

Von Stefanie Schlüter

In Baden-Württemberg wird, um
dem Klimawandel entgegenzutreten,
deshalb das Klimaschutzgesetz geän-
dert. Die erste Novelle wurde bereits
vor der Sommerpause in erster Le-
sung im Landtag debattiert. Im Um-
weltministerium wird bereits an einer
zweiten Novelle für das kommende
Jahr gearbeitet.

Zwischenziel des Landes für das Jahr
2030 wird deutlich angehoben

Nach dem Gesetzesentwurf wird es
künftig nicht mehr allein darum gehen,
Treibhausgasemissionen deutlich zu
reduzieren. Vielmehr soll Klimaneu-
tralität erreicht werden, und das be-
reits bis zum Jahr 2040. Bislang sollten
die Treibhausgasemissionen bis 2050
um 90 Prozent gegenüber dem Jahr
1990 reduziert werden.

Auch das Zwischenziel des Landes
für das Jahr 2030 wird angehoben. Bis

genen 30 Jahren um 0,8 Grad gestiegen.
Ein solcher Anstieg wurde bisher erst
für die Mitte dieses Jahrhunderts prog-
nostiziert. „Die Modelle für Baden-
Württemberg zeigen, dass sich dieser
Anstieg bis zum Ende des Jahrhunderts
verfünffachen kann, wenn nicht effek-
tive Klimaschutzmaßnahmen ergriffen
werden“, sagt Bell.

„Wir erleben die Folgen des Klima-
wandels“, kommentierte Umweltmi-
nisterin Thekla Walker (Grüne) die hef-
tigen Gewitter mit zum Teil sintflutarti-
gen Niederschlägen und starkem Wind
im Juni und Juli dieses Jahres. Sie führ-
ten vielerorts zu Überflutungen und
Sachschäden, etwa in Weissach (Kreis
Böblingen). Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft
hat allein in seinem Naturgefahrenre-
port für 2019 die über Versicherungen
regulierten Sachschäden durch Stark-
regen und Hochwasser im Land auf 177
Millionen Euro beziffert.

heute im Oberrheingraben. Die Som-
mer werden immer trockener und hei-
ßer, die Winter mild und nass. Schnee
könnte es in den Tieflagen des Südwes-
tens bis Ende des Jahrhunderts gar
nicht mehr geben, so das Szenario. Zu-
dem werden Extremereignisse wie Hit-
zeperioden, aber auch Starkregen und
in der Folge Sturzfluten sowie Hoch-
wasser häufiger.

„Der Klimawandel schreitet schnel-
ler voran als bisher angenommen“,
sagt Eva Bell, Präsidentin der LUBW.
Die mittlere Jahrestemperatur ist nach
Angaben der Fachleute in der vergan-

STUTTGART. Die heißen Sommer von
2003 und 2018 mit 27 beziehungsweise
21 heißen Tagen mit mehr als 30 Grad
könnten in 70 bis 80 Jahren nur noch
unterdurchschnittliche Sommer sein.
38 Tage im Jahr mit Temperaturen von
über 30 Grad könnten zur Normalität
werden. Das ist ein Szenario, das Wis-
senschaftler der Landesanstalt für
Umwelt (LUBW), basierend auf aktuel-
len Klimamodellen, für Baden-Würt-
temberg bis Ende des Jahrhunderts be-
rechnet haben.

In den Hochlagen des Schwarzwalds
herrschen dann Temperaturen wie

Bei heftigen Regenfällen kann plötzlich viel Wasser durch die Stadt fließen, so wie hier in Lörrach-Tumringen. Auf solche Ereignisse müssen sich Kommunen vorbereiten. FOTO: DPA/KRISTOFF MELLER

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/aktuelles
https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/0000/17_0521_D.pdf
https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/10200
https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/10200
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lem Kernstadtbereiche werden künftig
aufgrund des Hitzeinseleffekts beson-
ders von Hitze betroffen sein. Anpas-
sen können Kommunen sich daran, in
dem sie städtebaulich für mehr Grün-
anteile und Wasserflächen sorgen. Die-
se kühlen durch Verdunstung. Auch
helle Farbanstriche an Häusern und
helle Dächer können Hitze abmildern.
Die Fassaden- und Dachbegrünung
sowie begrünte Innenhöfe tragen
ebenfalls dazu bei, das Klima in den
Städten zu verbessern. Auch gilt es, für
Verschattung, etwa durch Arkaden, zu
sorgen. Bushaltestellen sollten eben-
falls beschattet sein. „Innenstädte kön-
nen ökonomisch nur überleben, wenn
sie auch bei Hitzewellen noch attraktiv
sind“, so Höpker.

Über das Förderprogramm Klima-
wandel und modellhafte Anpassung
des Landes können Kommunen auch
Fördermittel für Projekte erhalten.
Etwa für Sonnensegel in Kitas, Trink-
wasserbrunnen oder vulnerable Struk-
turen in der Kommune. Seit 2018 wur-
den 121 Projekte beantragt. Eine Um-
frage aus dem Jahr 2020 zeigt, dass sich
die Kommunen bewusst sind, dass der
Klimawandel eine zentrale Fragestel-
lung für die Zukunft ist.

Auch auf Hochwasser- und Starkre-
genereignisse können Kommunen sich
vorbereiten. So haben bereits einige
Kommunen im Land untersucht, wel-
che Straßen und Bereiche im Ort vor al-
lem von großen Wassermassen betrof-
fen sein könnten. Um sich besser an
solche Ereignisse anzupassen, können
sie etwa Abflüsse in kritischen Berei-
chen entsprechend größer auslegen,
weniger Flächen versiegeln und Rück-
haltebecken bauen.

dahin sollen die Treibhausgasemissio-
nen im Vergleich zum Jahr 1990 um
mindestens 65 Prozent vermindert
sein. Zum Vergleich: Bis zum Jahr 2020
hatten die Emissionen in Baden-Würt-
temberg verglichen mit 1990 um 26,8
Prozent abgenommen, so die Angaben
des Statistischen Landesamts.

Die Landesverwaltung soll – als Vor-
bild – bereits bis 2030 klimaneutral or-
ganisiert werden. Dazu wird aber nach
bisherigen Berechnungen des Landes
ein gewisser Sockel an Emissionen
kompensiert werden müssen. Für die
erste Zeit rechnet das Land dafür mit
rund zehn Millionen Euro jährlich.

Rechtzeitige Anpassung an den
Klimawandel verringert Schäden

Doch neben der Reduktion von CO2

müssen auch die Auswirkungen des
Klimawandels begrenzt werden. Kli-
maschutz und Anpassung an den Kli-
mawandel müssen Hand in Hand ge-
hen. So hat etwa der Weltklimarat da-
rauf hingewiesen, dass durch eine
rechtzeitige Anpassung an den Klima-
wandel Risiken durch Klimaänderun-
gen verringert und Schäden vorge-
beugt werden kann. In Baden-Würt-
temberg ist die Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels Teil des Klima-
schutzgesetzes.

Speziell die Kommunen werden
durch das im Mai gegründete Kompe-
tenzzentrum Klimawandel des Landes,
angesiedelt bei der LUBW, bei der An-
passung unterstützt. „Die neuen Kli-
maleitplanken 2.0 zeigen, dass wir bei
Hitze mit deutlichen Zunahmen rech-
nen müssen“, sagt der Leiter des Kom-
petenzzentrums, Kai Höpker. Vor al-

Das eigene Konsumverhalten
hinterfragen
Ein Beitrag, den eigenen CO2-Fußabdruck zu senken

STUTTGART. Jeder Baden-Württem-
berger verursacht jährlich rund sechs
Tonnen CO2. Bundesweit betrachtet
verursacht jeder Deutsche sogar etwa
zehn Tonnen CO2. In diesem Jahr fiel
der Welterschöpfungstag auf den
29. Juli. Ab diesem Tag verbrauchen
die Menschen weltweit mehr Ressour-
cen, als die Erde innerhalb eines Jahres
wieder regenerieren kann. Das bedeu-
tet, dass die Menschen im Rest des Jah-
res bereits die Ressourcen künftiger
Generationen verbrauchen.

Um nicht zulasten ihrer Kinder und
Enkel zu leben, müssten die Menschen
in Deutschland den Ressourcenver-
brauch um zwei Drittel senken. Darauf
weist die Klimastiftung für Bürger hin,
die in Sinsheim mit der Klima-Arena
auch einen Erlebnisort mit vielen The-
men rund um Klimaschutz betreibt.

Deutschland liegt auf Platz fünf der Län-
der mit dem höchsten Ressourcenver-
brauch. Grund sind vor allem der hohe
Alltagskonsum und die Mobilität.

Und da kann jeder Einzelne auch an-
setzen, wenn er seinen eigenen
CO2-Fußabdruck senken will. Dabei
geht es ebenso darum, zu überlegen, ob
wirklich jede Fahrt zum Bäcker oder
zum Kindergarten mit dem Auto ge-
macht werden muss oder ob sich nicht
viele Wege auch zu Fuß oder mit dem
Fahrrad bewältigen lassen. Außerdem
kann die Ernährung geändert werden.
Möglichst saisonal und regional ein-
kaufen verhindert, dass Urwälder für
Landbau abgeholzt werden oder in was-
serarmen Gegenden in großen Mengen
mit künstlicher Bewässerung für den
Markt in Deutschland Gemüse und
Früchte angebaut werden. (schl)

Intelligenter Netzausbau als wichtiger Aspekt
für die Energiewende
Smart Grids BW hat mit 70 Akteuren den Vorschlag für eine neue Roadmap erarbeitet

STUTTGART. Neben der Produktion
von Strom aus erneuerbaren Energien
ist für die Energiewende auch ein intel-
ligenter Netzausbau von zentraler Be-
deutung. Nach Berechnungen des
Übertragungsnetzbetreibers Transnet
BW könnte sich die maximale zeitglei-
che Stromnachfragen von 82 Gigawatt
bis zum Jahr 2050 auf 216 Gigawatt
knapp verdreifachen. Dafür müssen
die Netze gerüstet sein. Gerade in Ba-
den-Württemberg wird künftig auch
viel Windstrom aus Norddeutschland
importiert werden müssen. Dazu wer-
den gerade die großen Hochspan-
nungs-Gleichstrom-Übertragungslei-
tungen Ultranet und SuedLink gebaut.

Doch auch die Verteilnetze müssen
fit für die Zukunft gemacht werden. Die
Plattform Smart Grids BW hat nun
Empfehlungen für eine Roadmap 2.0
ausgesprochen, um die intelligenten
Netze der Zukunft aus dem Testbetrieb
in einen dauerhaften, effizienten und
wirtschaftlichen Betrieb zu überführen.
Dazu sind passende rechtliche und re-
gulatorische Rahmenbedingungen
notwendig.

Auch wenn der Anteil der Erneuerba-
ren an der Stromerzeugung mittlerwei-
le bei über 40 Prozent liegt, lässt die Sek-
torenkoppelung, also der Einsatz des
erneuerbaren Stroms bei Wärme und
Verkehr, noch zu wünschen übrig. Laut

Smart Grids BW ist es künftig wichtig,
die verschiedenen Aspekte der Energie-
wende und eine intelligente Netzer-
tüchtigung nicht mehr getrennt zu be-
trachten. Vielmehr sei eine Kombinati-
on verschiedener Erzeugungs- und Ver-
brauchsarten von Strom, Wärme und
chemischer Energie wie Wasserstoff
und deren intelligente Integration in
die Netze gemeinsam zu sehen.

Auch müssten die Aktivitäten im Be-
reich der intelligenten Netze mit ande-
ren Projekten des Landes eng verzahnt
werden, etwa dem Wasserstoff-Fahr-
plan oder dem Strategiedialog Auto-
mobilwirtschaft, denn Anknüpfungs-
punkte gebe es überall. (schl)

IMPRESSUM
Herausgeber:
Staatsanzeiger für Baden-Württemberg
GmbH & Co. KG, Breitscheidstraße 69,
70176 Stuttgart in Zusammenarbeit mit
dem Ministerium für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft Baden-Württemberg
Geschäftsführer:
Dr. Alexander Teutsch, Telefon 07 11/6 66
01-0, info@staatsanzeiger.de, staats-
anzeiger.de
Redaktion:
Chefredakteurin: Breda Nußbaum
Redaktion: Stefanie Schlüter
Projektleitung & Gestaltung:
Barbara Wirth
Anzeigen:
Uwe Minkus
Druck:
Ungeheuer + Ulmer GmbH + Co. KG
Körnerstraße 14 – 18,
71634 Ludwigsburg

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/klimafolgen-und-anpassung
https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/klimafolgen-und-anpassung
https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/kompetenzzentrum
https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/kompetenzzentrum
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/klima/informieren-beraten-foerdern/klimopass/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/klima/informieren-beraten-foerdern/klimopass/
https://klima-arena.de/ueber-uns/klimastiftung-fuer-buerger/
https://klima-arena.de/
https://lubw.co2-rechner.de/de_DE/
https://smartgrids-bw.net/



	1_Klima&Energie
	Seite 1

	2_Klima&Energie
	Seite 1

	3_Klima&Energie
	Seite 1

	4_Klima&Energie
	Seite 1

	5_Klima&Energie
	Seite 1

	6_Klima&Energie
	Seite 1

	7_Klima&Energie
	Seite 1

	8_Klima&Energie
	Seite 1

	9_Klima&Energie
	Seite 1

	10_Klima&Energie
	Seite 1

	11_Klima&Energie
	Seite 1

	12_Klima&Energie
	Seite 1

	13_Klima&Energie
	Seite 1

	14_Klima&Energie
	Seite 1

	15_Klima&Energie
	Seite 1

	16_Klima&Energie
	Seite 1




